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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 20 DIENSTAG, DEN 4. JUNI 2013

Tag I n h a l t Seite

A r t i k e l  1
Hamburgisches Gesetz

zum Schutz der Bevölkerung
vor gefährlichen Tieren wild lebender Arten

(Hamburgisches Gefahrtiergesetz – HmbGefahrtierG)

§ 1
(1) Die nichtgewerbliche Anschaffung und Haltung von ge-

fährlichen Tieren zu anderen als wissenschaftlichen Zwecken
ist vorbehaltlich einer Genehmigung nach § 2 verboten. Als
gefährliche Tiere gelten Tiere solcher Arten, die auf Grund
ihrer Körperkräfte, körperlichen Merkmale, Verhaltensweisen
oder Gifte Menschen oder andere Tiere erheblich verletzen
oder töten können.

(2) Unabhängig vom Alter des betreffenden Tieres sind für
die Beurteilung der Gefährlichkeit in der Regel jeweils die
Eigenschaften des Tieres im erwachsenen Zustand heranzuzie-
hen. Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ge-
fährliche Tierarten im Sinne von Absatz 1 zu bestimmen. Im
Zweifelsfall hat die Halterin oder der Halter zu beweisen, dass
das betreffende Tier nicht gefährlich ist oder nicht unter eine
bestimmte Art fällt.

(3) Andere gesetzliche Vorschriften, die das Halten von Tie-
ren im Sinne des Absatzes 1 regeln, bleiben unberührt.

§ 2
(1) Die zuständige Behörde genehmigt auf Antrag die Hal-

tung gefährlicher Tiere, wenn die Halterin oder der Halter die

erforderliche Zuverlässigkeit und ausreichende Kenntnisse
über die Haltung und Pflege der Tiere nachweist und über die
erforderlichen Einrichtungen verfügt, die Gewähr dafür bie-
ten, dass die Tiere nicht entweichen können und die Haltung
den tierschutzrechtlichen Vorschriften entspricht. Der Senat
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung einzelne Vorausset-
zungen für die Erfüllung der in Satz 1 genannten Anforderun-
gen festzulegen. Insbesondere kann er bestimmen, dass be-
stimmte Kennzeichnungsvorschriften für Einrichtungen, in
denen die Tiere gehalten werden, einzuhalten sind.

(2) Wird zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
ein Tier, das in einer Rechtsverordnung nach § 1 Absatz 2 ge-
nannt ist, gehalten, muss innerhalb von sechs Monaten die Ge-
nehmigung nach Absatz 1 beantragt oder das Tier an eine geeig-
nete Halterin oder einen geeigneten Halter abgegeben werden.

§ 3

Bei Verstößen gegen dieses Gesetz ergreift die zuständige
Behörde die nach den Vorschriften des Gesetzes zum Schutz
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vom 14. März 1966
(HmbGVBl. S. 77), zuletzt geändert am 15. Dezember 2009
(HmbGVBl. S. 409, 433), in der jeweils geltenden Fassung im
Einzelfall notwendigen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr. Die
Genehmigung sowie die Rücknahme und der Widerruf der
Genehmigung sind gebührenpflichtig. Der Senat wird ermäch-
tigt, die gebührenpflichtigen Tatbestände und Gebührensätze
durch Rechtsverordnung festzulegen. Der Senat kann die Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung auf die zuständige Be-
hörde weiter übertragen.
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Gesetz
zur Stärkung des Tierschutzes

und des Schutzes der Bevölkerung vor gefährlichen Tieren
Vom 21. Mai 2013

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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§ 4

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 1 Absatz 1 ein Tier anschafft oder hält, 

2. entgegen § 2 Absatz 1 ohne Erlaubnis ein Tier hält oder ent-
gegen § 2 Absatz 2 die erforderliche Erlaubnis nicht bean-
tragt oder das Tier nicht an eine geeignete Halterin oder
einen geeigneten Halter abgibt,

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 3 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 50 000 Euro geahndet werden.

§ 5

Dieses Gesetz tritt zum 31. Dezember 2016 außer Kraft.
Rechtzeitig vor Außerkrafttreten, spätestens zum 1. August
2016, berichtet der Senat der Bürgerschaft über die Anwen-
dung und die Auswirkungen dieses Gesetzes und der darauf
beruhenden Rechtsverordnungen, insbesondere im Hinblick
auf die Kosten des Vollzugs. Soweit die Berichterstattung Be-
lange des Datenschutzes berührt, ist die bzw. der Hamburgi-
sche Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit
vorher zu hören.

A r t i k e l  2

Hamburgisches Gesetz
über das Verbandsklagerecht für Tierschutzvereine

(Hamburgisches Tierschutzverbandsklagegesetz
– HmbTierSchVKG)

§ 1

Verbandsklagerecht

(1) Ein nach § 2 anerkannter rechtsfähiger Verein kann,
ohne die Verletzung eigener Rechte geltend machen zu müs-
sen, nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung Klage
erheben auf Feststellung, dass Behörden der Freien und Han-
sestadt Hamburg gegen Vorschriften des Tierschutzgesetzes
oder gegen Rechtsvorschriften, die auf Grund des Tierschutz-
gesetzes erlassen worden sind, verstoßen oder verstoßen haben.

(2) Eine Klage nach Absatz 1 ist nicht zulässig, wenn die
angegriffene Maßnahme

1. den Verein nicht in seinem satzungsgemäßen Aufgabenge-
biet berührt, 

2. auf Grund einer Entscheidung in einem gerichtlichen Ver-
fahren erlassen worden ist,

3. in einem gerichtlichen Verfahren als rechtmäßig bestätigt
worden ist oder

4. nach § 48 des Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes vom 9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt
geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 449), in
der jeweils geltenden Fassung nicht mehr zurückgenom-
men werden kann.

(3) Der Verein ist nur dann zur Erhebung der Klage nach
Absatz 1 befugt, wenn er die zuständige Behörde zuvor schrift-
lich aufgefordert hat, den behaupteten Rechtsverstoß zu besei-
tigen und diese der Aufforderung nicht innerhalb von drei
Monaten nachkommt. Die Aufforderung muss innerhalb eines
Jahres ab dem Zeitpunkt erfolgen, zu dem der Verein von den
Tatsachen, die den behaupteten Rechtsverstoß begründen,
Kenntnis erlangt hat. Unabhängig von der Kenntnis beginnt

im Falle einer Maßnahme im Sinne des § 35 des Hamburgi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes die Frist mit Eintritt der
Bestandskraft. 

§ 2

Anerkennung

(1) Die Anerkennung als klageberechtigt im Sinne des § 1
Absatz 1 wird auf Antrag erteilt, wenn der Verein

1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur vorübergehend
vorwiegend die Ziele des Tierschutzes fördert,

2. seinen Sitz in der Freien und Hansestadt Hamburg hat und
der satzungsgemäße Tätigkeitsbereich im Gebiet der Freien
und Hansestadt Hamburg liegt,

3. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens fünf Jahre
besteht und in diesem Zeitraum im Sinne der Nummer 1
tätig gewesen ist,

4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung bietet,
dabei sind Art und Umfang seiner bisherigen Tätigkeit, der
Mitgliederkreis sowie die Leistungsfähigkeit des Vereins zu
berücksichtigen,

5. wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke nach § 5 Absatz 1
Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung
vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4145), zuletzt geändert am
1. November 2011 (BGBl. I S. 2131, 2144), in der jeweils gel-
tenden Fassung von der Körperschaftsteuer befreit ist und

6. den Eintritt als Mitglied, das in der Mitgliederversamm-
lung volles Stimmrecht hat, jedem ermöglicht, der die Ziele
des Vereins unterstützt.

Die Anerkennung kann unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 Nummern 1 und 3 bis 6 auch einem überregional
tätigen Verein mit Sitz außerhalb der Freien und Hansestadt
Hamburg erteilt werden, wenn eine satzungsgemäße Teilorga-
nisation für das Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg
besteht und diese für sich genommen die Anforderungen nach
Satz 1 Nummer 4 erfüllt.

(2) Die Anerkennung nach Absatz 1 wird von der zuständi-
gen Behörde für den satzungsgemäßen Aufgabenbereich aus-
gesprochen; sie gilt für das Gebiet der Freien und Hansestadt
Hamburg.

(3) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn die Vor-
aussetzungen für ihre Erteilung nicht vorlagen und dieser
Mangel auch nach Aufforderung nicht beseitigt wird. Die
Anerkennung ist zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzun-
gen für ihre Erteilung nachträglich weggefallen ist. Mit der
unanfechtbaren Aufhebung der Anerkennung entfallen die
Rechte gemäß § 1. 

(4) Die Anerkennung sowie die Rücknahme und der
Widerruf der Anerkennung sind gebührenpflichtig. Der Senat
wird ermächtigt, die gebührenpflichtigen Tatbestände und
Gebührensätze durch Rechtsverordnung festzulegen. Der
Senat kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die
zuständige Behörde weiter übertragen.

A r t i k e l  3

Inkraftreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2013 in Kraft.

Ausgefertigt Hamburg, den 21. Mai 2013.

Der Senat
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§ 1

Schuldbuch

(1) Für die Freie und Hansestadt Hamburg und ihre Son-
dervermögen besteht ein Schuldbuch. Das Schuldbuch wird
von der für die Finanzen zuständigen Behörde geführt. Es
kann in elektronischer Form geführt werden. 

(2) Das Schuldbuch begründet und dokumentiert die dort
eingetragenen Schulden. Eine Schuldbuchforderung wird als
Sammelschuldbuchforderung oder Einzelschuldbuchforderung
durch die Eintragung ins Schuldbuch begründet. Durch die
Eintragung gilt eine gesetzlich vorgeschriebene Form als be-
achtet. 

§ 2

Sammelschuldbuchforderungen

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg und ihre Sonder-
vermögen können Schuldverschreibungen dadurch begeben,
dass Schuldbuchforderungen bis zur Höhe des Nennbetrages
der jeweiligen Emission auf den Namen einer Wertpapiersam-
melbank in das Schuldbuch eingetragen werden (Sammel-
schuldbuchforderung).

(2) Die Sammelschuldbuchforderung gilt als Wertpapier-
sammelbestand. Die Gläubiger der Sammelschuldbuchforde-
rung gelten als Miteigentümer nach Bruchteilen. Der jeweilige
Anteil bestimmt sich nach dem Nennbetrag der für den Gläu-
biger in Sammelverwaltung genommenen Schuldbuchforde-
rung. Die Wertpapiersammelbank verwaltet die Sammel-
schuldbuchforderung treuhänderisch für die Gläubiger, ohne
selbst Berechtigte der Sammelschuldbuchforderung zu sein.
Die Wertpapiersammelbank kann die Sammelschuldbuchfor-
derung für die Gläubiger gemeinsam mit ihren eigenen Antei-
len verwalten. Die Vorschriften des Depotgesetzes in der Fas-
sung vom 11. Januar 1995 (BGBl. I S. 35), zuletzt geändert am
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2512, 2519), sind entsprechend anzu-
wenden.

(3) Ansprüche auf Erstellung verbriefter Schuldurkunden
sind ausgeschlossen, es sei denn, die Emissionsbedingungen
sehen solche Ansprüche ausdrücklich vor. 

(4) Die Wertpapiersammelbank kann ihr zur Sammelver-
wahrung anvertraute verbriefte Schuldverschreibungen der
Freien und Hansestadt Hamburg und ihrer Sondervermögen
jederzeit in eine Sammelschuldbuchforderung umwandeln las-
sen, sofern die Emissionsbedingungen dies nicht ausdrücklich
ausschließen.

(5) Besteht die Emission der Freien und Hansestadt Ham-
burg oder eines ihrer Sondervermögen teils aus einer Sammel-
schuldbuchforderung und teils aus verbrieften Schuldver-
schreibungen, gelten diese Teile als ein einheitlicher Sammel-
bestand.

(6) Der Schuldner der Sammelschuldbuchforderung kann
nur solche Einwendungen erheben, die sich aus der Eintra-
gung ergeben, die Gültigkeit der Eintragung betreffen oder
ihm unmittelbar gegen den Gläubiger zustehen.

(7) Die Wertpapiersammelbank ist berechtigt, vom Schuld-
ner für die auf ihren Namen eingetragenen Sammelschuld-
buchforderungen die Zahlung der Zinsen und des Kapitals bei
Fälligkeit zu verlangen. Der Schuldner wird durch Zahlung an
die Wertpapiersammelbank gegenüber den Gläubigern der
Sammelschuldbuchforderung befreit.

(8) Befinden sich Emissionen oder Teile davon im Eigenbe-
stand der Freien und Hansestadt Hamburg oder eines ihrer
Sondervermögen, können sie im Schuldbuch ganz oder teil-
weise gelöscht werden, sofern die Emissionsbedingungen dem
nicht entgegenstehen. Über die Löschung entscheidet die für
die Finanzen zuständige Behörde.

§ 3

Einzelschuldbuchforderungen

(1) Auf Antrag einzelner natürlicher oder juristischer Per-
sonen oder Vermögensmassen, deren Verwaltung gesetzlich
geregelt ist oder deren Verwalter ihre Verfügungsbefugnis
durch eine gerichtliche oder notarielle Urkunde nachweisen,
kann ihr Anteil an einer Sammelschuldbuchforderung
während der Laufzeit durch Eintragung in das Schuldbuch in
eine auf ihren Namen lautende Buchforderung (Einzelschuld-
buchforderung) umgewandelt werden, sofern nicht in den
Emissionsbedingungen die Begründung einer Einzelschuld-
buchforderung ausgeschlossen ist. Die Übermittlung des An-
trags erfolgt durch die eingetragene Wertpapiersammelbank.
Durch die Eintragung wird eine Einzelschuldbuchforderung
in Höhe des Anteils begründet. § 2 Absatz 6 gilt entsprechend.

(2) Sofern nicht in den Emissionsbedingungen die Begrün-
dung einer Einzelschuldbuchforderung ausgeschlossen ist,
kann eine Einzelschuldbuchforderung auch dadurch begrün-
det werden, dass

1. für den Gläubiger, welcher der Freien und Hansestadt Ham-
burg oder einem ihrer Sondervermögen den Kaufpreis zur
Verfügung stellt, der entsprechende Nennbetrag unmittel-
bar als Einzelschuldbuchforderung eingetragen wird,

2. für den Gläubiger, welcher der das Schuldbuch führenden
Stelle Wertpapiere der Freien und Hansestadt Hamburg zur
Umwandlung in eine Buchforderung einliefert, eine Einzel-
schuldbuchforderung in Höhe des Nennbetrages der einge-
lieferten Wertpapiere eingetragen wird; hierdurch erlöschen
seine Rechte an den eingelieferten Wertpapieren; das durch
das Wertpapier begründete Rechtsverhältnis zwischen
Schuldner und Gläubiger gilt auch für die Einzelschuld-
buchforderung.

(3) Eine Einzelschuldbuchforderung kann auch zur Erfül-
lung eines gesetzlich begründeten Leistungsanspruchs als dem
Gläubiger zustehende Forderung in das Schuldbuch eingetra-
gen werden, wenn die Freie und Hansestadt Hamburg oder
eines ihrer Sondervermögen Schuldner ist.

(4) Veränderungen in den Einzelschuldbuchforderungen
dürfen nur auf Grund eines Antrags des Gläubigers oder einer
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes, eines Rechtsge-

Gesetz
über das Schuldbuch der Freien und Hansestadt Hamburg

(Schuldbuchgesetz)
Vom 21. Mai 2013

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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schäfts, einer gerichtlichen Entscheidung oder eines vollstreck-
baren Verwaltungsakts hierzu berechtigten Person erfolgen.

(5) Die das Schuldbuch führende Stelle erteilt nur den in
Absatz 4 genannten Personen sowie staatlichen Stellen, die auf
Grund eines Gesetzes auskunftsberechtigt sind, Bescheinigun-
gen und Auskünfte über alle Eintragungen und Veränderun-
gen des Schuldbuches.

(6) Einzelschuldbuchforderungen können, soweit es sich
nicht um obligatorische Einzelschuldbuchforderungen han-
delt, auf Antrag des Berechtigten im Sinne des Absatzes 4 in
einen Sammelbestandteil zur Verwahrung bei einem Kredit-
institut umgewandelt werden.

§ 4

Öffentlicher Glaube des Schuldbuchs

(1) Verfügungen über Einzelschuldbuchforderungen be-
dürfen zu ihrer Wirksamkeit gegenüber dem Schuldner der
Eintragung in das Schuldbuch.

(2) Wird eine Einzelschuldbuchforderung auf Grund eines
Antrags eines Berechtigten im Sinne von § 3 Absatz 4 auf einen
anderen Gläubiger übertragen, erwirbt dieser sie auch soweit
sie dem bisher eingetragenen Gläubiger nicht zustand. Rechte
Dritter an der Forderung sowie Verfügungsbeschränkungen
des bisherigen Gläubigers sind dem neuen Gläubiger gegen-

über nur wirksam, wenn und soweit sie im Schuldbuch einge-
tragen sind. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn dem neuen
Gläubiger zur Zeit des Erwerbs der Schuldbuchforderung
bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt war,
dass dem bisherigen Gläubiger die Forderung nicht oder nicht
in dem Umfang zustand, dass der bisherige Gläubiger einer
Verfügungsbeschränkung unterlag oder dass die Forderung
mit dem Recht einer dritten Person belastet war.

(3) Wer als Inhaber eines durch Rechtsgeschäft begründe-
ten Pfandrechts oder eines Nießbrauchs an einer Einzelschuld-
buchforderung eingetragen wird, erwirbt das Recht auch so-
weit die Einzelschuldbuchforderung dem eingetragenen Gläu-
biger nicht zusteht. Absatz 2 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Die Eintragungen erfolgen in derselben Reihenfolge, in
der die Anträge bei der das Schuldbuch führenden Stelle ein-
gegangen sind.

§ 5

Schlussvorschriften

(1) Das Schuldbuchgesetz vom 29. März 1957 (Sammlung
des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 650-a) in der
geltenden Fassung wird aufgehoben.

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
bestehenden Eintragungen im Schuldbuch behalten ihre Gül-
tigkeit.
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Ausgefertigt Hamburg, den 21. Mai 2013.

Der Senat

A r t i k e l  1

Änderung der Neunten Verordnung
über die Erweiterung der Verkaufszeiten aus Anlass

von besonderen Ereignissen im Bezirk Harburg

In § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung über die Erweite-
rung der Verkaufszeiten aus Anlass von besonderen Ereignissen
im Bezirk Harburg vom 18. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 533)
wird die Textstelle „Harburger Musikfestival – Harburg Swingt
– Take 5“ durch die Textstelle „5. Harburger Weinfest“ ersetzt.

A r t i k e l  2

Änderung der Zehnten Verordnung
über die Erweiterung der Verkaufszeiten aus Anlass

von besonderen Ereignissen im Bezirk Harburg

In § 1 der Zehnten Verordnung über die Erweiterung der
Verkaufszeiten aus Anlass von besonderen Ereignissen im
Bezirk Harburg vom 21. Februar 2013 (HmbGVBl. S. 53) wird
die Textstelle „5. Harburger Weinfest“ durch die Wörter „Har-
burger Herbstfest“ ersetzt.

Verordnung 
zur Änderung von Verordnungen

über die Erweiterung der Verkaufszeiten aus Anlass von besonderen Ereignissen im Bezirk Harburg
Vom 27. Mai 2013

Auf Grund von § 8 Absatz 1 Satz 2 des Ladenöffnungsgeset-
zes vom 22. Dezember 2006 (HmbGVBl. S. 611), geändert am
15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 449), in Verbindung
mit der Weiterübertragungsverordnung-Verkaufszeiten vom
11. Juni 2002 (HmbGVBl. S. 92), zuletzt geändert am 20. Sep-
tember 2011 (HmbGVBl. S. 413, 417), wird verordnet:

Hamburg, den 27. Mai 2013.

Das Bezirksamt Harburg


